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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
EU Europäische Union
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
MWST Mehrwertsteuer
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
IOK Internationales Olympisches Komitee

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
UE Union européenne
PME petites et moyennes entreprises
TVA Taxe sur la valeur ajoutée
AFC Administration fédérale des contributions
CIO Comité International Olympique
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Millionen-Erbschaften besteuern für unsere AHV
(Erbschaftssteuerreform)" verdeutlichte, dass es den Initianten trotz KMU-
Sonderregelungen und dem von vielen Seiten als sinnvoll anerkannten
Verwendungszweck der AHV kaum gelungen war, ausserhalb des linken Lagers
Zustimmung für ihr Anliegen zu erhalten. Nicht einmal 20% der Anhängerinnen und
Anhänger von CVP, FDP und SVP hatten ein Ja in die Urne gelegt. Die AutorInnen
erklärten dies damit, dass der Stimmentscheid nicht durch persönliche
Betroffenheitsmotive, sondern durch ein übergeordnetes Links-Rechts-Konfliktmuster
geprägt war. Eine Mehrzahl der Befragten erachtete die Vorlage in erster Linie als eine
neue Steuer und als Mehrfachbesteuerung desselben Steuersubstrats. Zudem gaben
viele der befragten Vorlagengegner an, sich vor den wirtschaftlichen Folgen,
insbesondere für die KMU, gefürchtet zu haben. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.08.2015
DAVID ZUMBACH

Indirekte Steuern

Im Ständerat war Eintreten auf die Vorlage unbestritten. Das Plenum verhielt sich
während der ganzen finanzpolitischen Debatte diszipliniert und folgte den Anträgen
seiner Kommission mit einer einzigen Ausnahme. Bei der Saldobesteuerung korrigierte
der Ständerat zwar die Vorgaben des Nationalrates und senkte die Limite für die
Pauschalbesteuerung (Saldosteuersatz) auf einen Umsatz von CHF 3 Mio.; bei der
Festsetzung der Limite der Steuern bevorzugte er jedoch die für die kleineren und
mittleren Unternehmen (KMU) grosszügigere Lösung und gab dem Antrag Frick (cvp, SZ)
mit einem Steuerbetrag von bis CHF 60'000 pro Jahr gegenüber der WAK (CHF 40'000)
mit 20 zu 12 Stimmen den Vorzug. Noch etwas grosszügiger als der Erstrat kam der
Ständerat den Sport- und gemeinnützigen Vereinen entgegen in der Hoffnung, dass die
Volksinitiative «gegen eine unfaire Mehrwertsteuer im Sport und im Sozialbereich»
zurückgezogen würde. Er beschloss, ihre Steuerpflicht erst bei einem Umsatz von CHF
150'000 statt schon bei CHF 75'000 beginnen zu lassen und nahm neben den
Startgeldern zusätzlich die Vermietung von Sportanlagen von der Steuer aus. Ferner
ermöglichte er gegen den Willen des Bundesrates die freiwillige Mehrwertsteuer-
Unterstellung von bestimmten Unternehmen in den Bereichen Sport, Kultur, Bildung,
Sozial- und Gesundheitswesen, dank welcher der Vorsteuerabzug geltend gemacht
werden kann. Um die Ausfälle von CHF 50 Mio. auf CHF 20 Mio. zu begrenzen, erhöhte
er allerdings den entsprechenden Steuersatz von den 2,3% des Nationalrates auf 4,6%.
Zähneknirschend stellte sich der Rat schliesslich mit 22 zu 8 Stimmen hinter die vom
Bundesrat beschlossene Mehrwertsteuerbefreiung des Internationalen Olympischen
Komitees (IOK) mit Sitz in Lausanne. Die jährlichen Steuerausfälle für den Bund wurden
auf CHF 2 Mio. geschätzt. Der Bundesrat hatte seinen Entscheid mit der überragenden
und universellen Bedeutung der Organisation begründet; die beschlossene
Steuerbefreiung schaffe allerdings kein Präjudiz für andere sportliche Organisationen.
Zudem sei der Entscheid bis zum Inkrafttreten des Mehrwertsteuergesetzes befristet.
Insbesondere Onken (sp, TG), der das Vorgehen des Bundesrates als Affront kritisierte,
stellte die Steuerbefreiung grundsätzlich in Frage, da die Organisation schon
ausreichende Privilegien geniesse. Dass der Bundesrat mit diesem Steuergeschenk
offenbar einer möglichen Sitzverlegung des IOK zuvorkommen wollte, empfand er als
Erpressung. Delalay (cvp, VS) war erstaunt über die Empörung und warnte vor einer
Gefährdung der Kandidatur von Sion für die Olympischen Winterspiele 2006. Bundesrat
Villiger zeigte Verständnis für die Verärgerung im Rat und entschuldigte sich für das
ungeschickte Vorgehen der Regierung. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.1998
URS BEER

Eine Verringerung des Aufwandes von KMU bezweckte Lorenz Hess (bdp, BE) mit seiner
Motion für eine halbjährliche Abrechnung der Mehrwertsteuer auch für die effektive
Abrechnungsmethode zu erreichen. Aktuell muss die Mehrwertsteuerabrechnung
anhand der effektiven Abrechnungsmethode vierteljährlich, mit den alternativen
Saldosteuersätzen jedoch nur halbjährlich vorgenommen werden. Eine halbjährliche
Abrechnung bei der effektiven Abrechnungsmethode reduziere den bürokratischen
Aufwand von zwei Dritteln aller KMU, erklärte der Motionär. 
Dieser Darstellung widersprach der Bundesrat: Für Unternehmen mit

MOTION
DATUM: 12.06.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Vorsteuerüberschüssen – und solche hätten 2015 und 2016 mindestens die Hälfte aller
entsprechenden Unternehmen mindestens einmal aufgewiesen – sei eine
vierteljährliche Abrechnung aus Liquiditätsgründen attraktiver. Aufwendig für die
Unternehmen sei denn auch die Anwendung der Mehrwertsteuer im täglichen
Geschäftsverkehr, nicht in erster Linie die Mehrwertsteuerabrechnung, wie auch eine
Studie der PWC gezeigt habe. 
Diese Argumente überzeugten den Nationalrat jedoch nicht; er nahm die Motion in der
Sommersession 2019 mit 127 zu 62 Stimmen an. 3

Das Potenzial für die Schweizer KMU-Wirtschaft bei einem Anschluss an den EU-One-
Stop-Shop zur Abrechnung der MWST wollte die SGK-NR im April 2022 mit einem
Postulat prüfen lassen. Verkäufe elektronischer Güter oder Dienstleistungen an
Endkunden in der EU müssten ab dem ersten Euro versteuert werden, was einen
grossen Aufwand bedeute. Darum soll in einem Bericht aufgezeigt werden, was nötig
wäre, um die Umsätze für den EU-Raum im Rahmen der Schweizer
Mehrwertsteuerabrechnung abzurechnen und deren Verteilung auf die EU-Staaten
anschliessend der ESTV zu übertragen – wie es jetzt mit dem Portal «EU-One-Stop-
Shop» für Unternehmen in der EU in ähnlicher Form bereits möglich ist. 
Der Bundesrat sprach sich gegen das Postulat und gegen eine solche Regelung aus:
Bereits heute sei eine Teilnahme der Schweizer Unternehmen am EU-One-Stop-Shop
möglich – einzig die Abrechnung gegenüber der ESTV sei also neu am Vorschlag. Auch
mit einer Beteiligung der ESTV an dem Verfahren müssten jedoch die spezifischen
Mehrwertsteuerregelungen aller EU-Staaten berücksichtigt werden, was mit der
einfachen Mehrwertsteuerabrechnung in der Schweiz nicht möglich sei. Zudem
könnten dadurch auch Unternehmen aus Nicht-EU-Staaten ihre Mehrwertsteuern über
die ESTV abrechnen, was für diese sehr aufwändig wäre. Gleichzeitig könnten
Unternehmen mit Sitz in der EU ihre Schweizer Mehrwertsteuern in einem EU-Staat
entrichten, wodurch die Schweiz diese kaum mehr auf ihre Korrektheit prüfen könnte.
Da er diese Punkte im Rahmen von Interpellationen bereits verschiedentlich dargelegt
habe, bringe ein zusätzlicher Bericht diesbezüglich keinen Mehrwert. 
Mit 137 zu 51 Stimmen nahm der Nationalrat das Postulat dennoch und gegen den Willen
der SVP-Fraktion an. 4

POSTULAT
DATUM: 16.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

1) Lit. Heidelberger / Arens / Vatter
2) BBl, 1998, S. 717 ff.; NZZ, 17.9. und 29.9.98; TA, 19.9.98; 24 Heures, 29.9.98; Presse vom 30.9. und 1.10.98
3) AB NR, 2019, S. 1022
4) AB NR, 2022, S. 1282 f.
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